
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 17.02.2025 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen: 033/610-13_043 

Vorlage: 043/2025/0023 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Ortsbeirat Nierstein-Schwabs-
burg 

10.03.2025 5 Öff.    

Stadtrat Nierstein 11.03.2025 7 Öff.    

 
    

 
Bauleitplanung der Ortsgemeinde Köngernheim; Bebauungsplan: Köngernheim-Ost, Neu-
aufstellung 
Frist: 28.03.2025 
 Hier: Beteiligung der Gemeinde, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange an 
der Bauleitplanung gemäß § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Gemeinderat hat die Planunterlagen zum Bebauungsplan „Köngernheim-Ost, Neuaufstellung“ 
im Verfahren der Behördenbeteiligung (§ 4 Abs. 2 BauGB) zur Kenntnis genommen, sie bera-
ten und fasst folgenden Beschluss.  
A)  
Der Gemeinderat beschließt die Billigung des Bauleitplanentwurfes und seiner Anlagen in der 
vorliegenden Fassung.  
B) 
Der Gemeinderat beschließt, folgende Anregungen, Hinweise und Bedenken vorzutragen.  
(Diese sind in die Sitzungsniederschrift aufzunehmen).  

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle:       

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von       € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
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Im Auftrag  Im Auftrag     
       
       

(Starck)  (Livingston)  (Wagner)  (Groth) 
Sachbearbeiter  Fachbereichsleiter  Beigeordnete  Bürgermeister 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Für den Bebauungsplan „Köngernheim Ost“ wurde im Dezember 2021 ein Planaufstellungs-
verfahren gem. § 13 b BauGB zur Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das beschleu-
nigte Verfahren durchgeführt. 
Städtebauliches Ziel ist die Bereitstellung von Wohnbauland. Der Bebauungsplan wurde am 
15.7.2021 als Satzung beschlossen und nach dessen Veröffentlichung rechtswirksam. 
Am 18. Juli 2023 wurde durch das Bundesverwaltungsgericht festgestellt, dass eine Aufstel-
lung eines Bebauungsplanes im beschleunigten Verfahren nach § 13 b BauGB nicht mit Art. 
3 Abs. 1 und 5 der Richtlinie 2001/42/EG über die Prüfung der Umweltauswirkungen be-
stimmter Pläne und Programme (SUP-Richtlinie) vereinbar ist. Dies hat die Folge, dass ein 
auf der Grundlage von § 13 b BauGB aufgestellter Bebauungsplan an beachtlichen Verfah-
rensfehlern leidet. Ein Verzicht einer Umweltprüfung wäre demnach nur zulässig, wenn die 
tatbestandlichen Voraussetzungen des § 13 b BauGB gewährleisten, dass die im Einzelfall 
erheblichen Umweltauswirkungen von vornherein ausgeschlossen sind. Dies ist jedoch auf-
grund der unterschiedlichen Nutzung der potenziell betroffenen Außenbereichsflächen und 
der Bandbreite derer ökologischen Wertigkeit regelmäßig nicht der Fall. 
Dies hat zur Folge, dass auf Grundlage von § 13b BauGB aufgestellte Bebauungspläne an 
einem erheblichen Verfahrensfehler leiden. Aufgrund der rechtlichen Unsicherheiten, die mit 
der Anwendung des § 13 b BauGB in Planaufstellungsverfahren verbunden sind, wird der 
bisher wirksame Bebauungsplan aufgehoben und im Rahmen eines Regelverfahrens mit 
entsprechender Umweltprüfung und dazugehörigem Umweltbericht neu aufgestellt. 
Da für den vorliegenden Bebauungsplan „Köngernheim Ost“ das Aufstellungsverfahren gem. 
§ 13 b BauGB bereits abgeschlossen ist, ist deshalb eine Neuaufstellung im Regelverfahren 
gem. § 2 Abs. 1 BauGB mit Umweltbericht und Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung erforderlich, 
um dadurch rechtssicher Baurecht für die geplante Wohnnutzung auf Außenbereichsflächen 
in Köngernheim schaffen zu können. 
Die Festsetzungen bleiben weitestgehend unverändert, da diese im bisherigen Planverfah-
ren bereits untereinander- und gegeneinander abgewogen wurden. 
Im Rahmen der vorliegenden Neuaufstellung werden zwei kleinere Änderungen gegenüber 
der bisherigen Planung aufgenommen. Diese betreffen die Festlegung eines einheitlichen 
unteren Bezugspunktes für die Ermittlung der zulässigen Gebäudehöhen und die Aufnahme 
eines Standortes für eine Trafostation. 
 
Als Träger öffentlicher Belange wird die Stadt gemäß § 4 Abs. 2 mit Planentwurf und Begrün-
dung beteiligt, mit der Bitte um Abgabe ihrer Äußerung bis spätestens 28.03.2025.  
 
Anlage:  (Alle Unterlagen sind digital im Ratsinformationssystem hinterlegt)  

Planzeichnung, textliche Festsetzung und Begründung mit Umweltbericht und 
Fachgutachten. 


